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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. UrhG: Vereinbarungen über das Recht auf Anbringung der Urheberbezeich-
nung  
Urteil vom 15.06.2023, Az: I ZR 179/22  

2. BGB: Reiserisiken schon bei Buchung 
Urteil vom 19.09.2023, Az: X ZR 103/22  

3. BGB, GlüStV: Anspruch gegen den Zahlungsdienstleister bei unerlaubtem 
Glücksspiel 
Urteil vom 19.09.2023, Az: XI ZR 343/22  

4. FamFG: Absehen von Anhörung im Beschwerdeverfahren 
Beschluss vom 30.08.2023, Az: XII ZB 186/23  

5. BGB: Vaterschaftsanerkennung nach Tod der Mutter 
Beschluss vom 30.08.2023, Az: XII ZB 48/23  

6. BGB, FamFG: Notwendigkeit einer eigenen Beschwerde des Betroffenen 
Beschluss vom 05.07.2023, Az: XII ZB 139/23  

 

 
Urteile und Beschlüsse:

  
  
1. UrhG: Vereinbarungen über das Recht auf Anbringung der Urheberbezeichnung 

Urteil vom 15.06.2023, Az: I ZR 179/22 
a) Das Recht des Urhebers auf Anbringung der Urheberbezeichnung gemäß § 13 Satz 
2 UrhG ist in seinem Kern unverzichtbar. Daraus, dass der Urheber nach § 13 Satz 2 
UrhG bestimmen kann, ob das Werk mit einer Urheberbezeichnung zu versehen und 
welche Bezeichnung zu verwenden ist, ergibt sich jedoch, dass es ihm außerhalb die-
ses unverzichtbaren Kerns grundsätzlich freisteht, durch ausdrücklich oder stillschwei-
gend getroffene vertragliche Vereinbarungen mit dem Werkverwerter auf die Aus-
übung dieses Rechts zu verzichten oder in dieses Recht beeinträchtigende Nutzungen 
einzuwilligen. 
 
b) Solche Vereinbarungen unterliegen allerdings Grenzen, deren Überschreitung ge-
mäß § 138 Abs. 1 BGB und - soweit Allgemeine Geschäftsbedingungen in Rede ste-
hen - gemäß § 307 Abs. 1 und 2 BGB zur Unwirksamkeit der Vereinbarung führt. 
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c) Im Rahmen der bei der Prüfung dieser Bestimmungen vorzunehmenden Gesamtab-
wägung sind sowohl die Interessen von Urheber und Vertragspartner als auch die je-
weiligen vertragsrelevanten Umstände wie die Art des Werks sowie der Zweck und 
die Dauer der Vereinbarung in den Blick zu nehmen. Zu berücksichtigen sind der 
sachliche und zeitliche Umfang der in Rede stehenden Einschränkung des Namens-
nennungsrechts. Dabei kommt es etwa darauf an, ob die Einschränkung nur bestimmte 
Werke oder bestimmte Nutzungen betrifft und nur für eine bestimmte Zeit gelten oder 
widerruflich sein soll oder aber der Urheber sich pauschal und dauerhaft zum Verzicht 
auf die Ausübung seines Namensnennungsrechts verpflichtet hat. Im Rahmen der Ab-
wägung können zudem Verkehrsgewohnheiten und Branchenübungen berücksichtigt 
werden. 
 

  
2. BGB: Reiserisiken schon bei Buchung 

Urteil vom 19.09.2023, Az: X ZR 103/22 
a) Die Qualifikation eines Umstands als außergewöhnlich im Sinne von § 651h Abs. 3 
BGB ist grundsätzlich auch dann möglich, wenn dieser Umstand bereits im Zeitpunkt 
der Buchung vorlag oder absehbar war. 
 
b) Bei der Beurteilung, ob unvermeidbare und außergewöhnliche Umstände dazu füh-
ren, dass die Durchführung der Pauschalreise erheblich beeinträchtigt ist, kann von 
Bedeutung sein, ob die mit der Durchführung verbundenen Risiken bei Buchung der 
Reise bereits bestanden oder zumindest absehbar waren. 
 
c) Einem Reisenden, der eine Reise bucht, obwohl Umstände vorliegen oder absehbar 
sind, die der Durchführung der Reise zwar nicht zwingend entgegenstehen, aber doch 
so gravierend sind, dass nicht jeder Reisende die damit verbundenen Risiken auf sich 
nehmen möchte, ist es in der Regel zumutbar, die Reise anzutreten, wenn die im Zeit-
punkt der Buchung bestehenden oder absehbaren Risiken zum Zeitpunkt des Reisebe-
ginns fortbestehen. 
 

  
3. BGB, GlüStV: Anspruch gegen den Zahlungsdienstleister bei unerlaubtem 

Glücksspiel 
Urteil vom 19.09.2023, Az: XI ZR 343/22 
Ein Verstoß des Zahlungsdienstleisters gegen das Verbot der Mitwirkung an einer 
Zahlung im Zusammenhang mit unerlaubtem Glücksspiel nach § 4 Abs. 1 Satz 2 Fall 2 
des Glücksspielstaatsvertrags 2011 lässt die Wirksamkeit der Autorisierung des Zah-
lers unberührt. 
 

  
4. FamFG: Absehen von Anhörung im Beschwerdeverfahren 

Beschluss vom 30.08.2023, Az: XII ZB 186/23 
a) In einem Betreuungsverfahren darf das Beschwerdegericht nach § 68 Abs. 3 Satz 2 
FamFG von der persönlichen Anhörung des Betroffenen absehen, wenn diese bereits 
im ersten Rechtszug ohne Verletzung zwingender Verfahrensvorschriften vorgenom-
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men worden ist und von einer erneuten Anhörung keine neuen Erkenntnisse zu erwar-
ten sind. Gleiches gilt, wenn das Amtsgericht in verfahrensrechtlich ordnungsgemäßer 
Weise von einer persönlichen Anhörung des Betroffenen absehen konnte. 
 
b) Das Absehen von einer erneuten persönlichen Anhörung nach § 293 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 FamFG setzt voraus, dass der Betroffene vor der erstmaligen Betreuerbestellung 
verfahrensfehlerfrei angehört worden ist und sich aus dem angefochtenen Beschluss 
ergibt, unter welchen Umständen und mit welchem Ergebnis eine persönliche Anhö-
rung des Betroffenen vor der erstmaligen Betreuerbestellung stattgefunden hat (im An-
schluss an Senatsbeschluss vom 27. Januar 2016 - XII ZB 519/15 -FamRZ 2016, 627). 
 

  
5. BGB: Vaterschaftsanerkennung nach Tod der Mutter 

Beschluss vom 30.08.2023, Az: XII ZB 48/23 
Mit dem Tod der Mutter entfällt das Zustimmungserfordernis nach § 1595 Abs. 1 
BGB . Für die Wirksamkeit der Vaterschaftsanerkennung genügt in diesem Fall die 
Zustimmung des Kindes nach § 1595 Abs. 2 BGB bzw. die Zustimmung des gesetzli-
chen Vertreters für ein Kind, das geschäftsunfähig oder noch nicht 14 Jahre alt ist ( § 
1596 Abs. 2 Satz 1 BGB ). 
 

  
6. BGB, FamFG: Notwendigkeit einer eigenen Beschwerde des Betroffenen 

Beschluss vom 05.07.2023, Az: XII ZB 139/23 
a) Ist der eine Unterbringung genehmigende Beschluss des Amtsgerichts durch weitere 
Verfahrensbeteiligte - etwa durch die gemäß § 335 Abs. 1 FamFG im Interesse des Be-
troffenen beschwerdeberechtigten Personen oder durch den Verfahrenspfleger - zuläs-
sig mit der Beschwerde angefochten worden, ist der Betroffene zur Rechtswahrung 
nicht gehalten, selbst eine Beschwerde einzulegen; vielmehr kommt es dann im Rah-
men der vom Rechtsbeschwerdegericht in formeller und materieller Hinsicht zu prü-
fenden Beschwer des Beschwerdeführers allein auf dessen materielle Beschwer an (im 
Anschluss an Senatsbeschluss BGHZ 227, 161 =FamRZ 2021, 138). 
 
b) Zu den Voraussetzungen, unter denen die Beschwerdekammer im Betreuungsver-
fahren eines ihrer Mitglieder mit der Anhörung des Betroffenen beauftragen kann (im 
Anschluss an Senatsbeschluss vom 22. März 2017 - XII ZB 358/16 -FamRZ 2017, 
996). 
 
  

 

 


